
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)
war schon immer ein typisches Parla-
mentsgesetz, das von Mitgliedern des Bun-
destags wesentlich gestaltet worden ist.
Insoweit ist zu erwarten, dass auch die
anstehende Novelle erst im parlamentari-
schen Verfahren ihre abschließende Form
finden wird. Es bleibt so ein Sandkasten-
spiel, die Folgen des Inkrafttretens des
aktuellen Regierungsentwurfs zu betrach-
ten, da erwartet werden muss, dass noch
Änderungen im Gesetz vorgenommen wer-
den. Dies betrifft sowohl die wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen als auch die
eigentlich rechtlichen Regelungen. Inso-
weit sind die Ausschussberatungen nach
Ende der Osterpause, Anfang April, für die
Zukunft der erneuerbaren Energien von
entscheidender Bedeutung. Zurzeit wird
erwartet, dass die abschließenden Lesun-
gen des Gesetzes im Bundestag sodann im
Juni 2008 stattfinden werden. Geht der
bislang ins Auge gefasste Zeitplan auf, ist
bereits Anfang August 2008 mit dem
Inkrafttreten der Neuregelung zu rechnen.
Dies ist zu begrüßen, da – wie die Vergan-
genheit zeigt die Unsicherheit über die
zukünftige Förderung kein Investitionsan-
reiz war, sondern gerade die Zeiträume
vor einer EEG-Novelle kritische Phasen der
Entwicklung waren. 

Zu den abschließenden Regelungen des
EEG lässt sich heute wenig sagen, jedoch

zeigen die Empfehlungen des Bundesrates
aus Februar 2008 bereits heute – aus Län-
dersicht – einige Entwicklungen auf, die
möglicherweise fortgeführt werden. Inso-
weit bleibt die Gegenstellungnahme der
Bundesregierung abzuwarten.

1. Virtuelle Kraftwerke

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, den Ent-
wurf um § 33a zu ergänzen, der eine
gesonderte Vergütungsregelung für virtu-
elle Kraftwerke vorsieht. Insoweit können
unterschiedliche Anlagen zur Erzeugung
von Strom „mit einem größtmöglichen
Anteil aus erneuerbaren Energieträgern“
zusammengefasst werden. Mit dem Netz-
betreiber wird sodann ein spezifisches Lei-
stungsband vereinbart. Für Energiemen-
gen, die oberhalb des Leistungsbandes
erzeugt werden, erhält der Anlagenbetrei-
ber einen Systemdienstleistungsbonus.
Unterschreitet der Anlagenbetreiber das
Leistungsband, wird ein Malus in Abzug
gebracht. Zudem soll über einen Technolo-
giefaktor ein positiver/negativer Prozent-
zuschlag oder -abschlag auf die Grundver-
gütung in Ansatz gebracht werden. Sinn
der Regelung soll es sein, die Versorgungs-
sicherheit erneuerbarer Energien durch
die bedarfsgerechte Einspeisung zu ver-
bessern. Dies ist ein grundsätzlich interes-
santer Ansatz, jedoch erscheint es proble-
matisch, dass insoweit nicht nur Strom aus
erneuerbaren Energieträgern zusammen-
gefasst wird und zudem vertragliche Rege-
lungen mit dem Netzbetreiber erforder-
lich werden. Es wird allzu deutlich, dass
die Regelung zurzeit deutlich auf die
Interessen der konventionellen Stromer-
zeuger abgestellt ist. Nur diese im großen
Maßstab auftretenden Unternehmen wer-
den ohne weiteres von der Regelung
Gebrauch machen können. 

2. Biomasse-bedarfsgerecht

Zudem regt der Bundesrat an, § 27 EEG-
Entwurf für Biomasseanlagen insoweit zu
verändern, dass ein Bonus-/Malusvergü-

tungssystem eingeführt wird, dass die
Zeiträume der Einspeisung berücksichtigt.
Weil Biomasseanlagen geeignet sind,
bedarfsorientiert Strom zu erzeugen, soll
durch die technische Vergrößerung von
Gasspeicher und Generator durch ein
gesetzlich vorgegebenes Lastmanagement
mehr Regelenergie erzeugt werden. Die
gesetzliche Begründung sieht vor, dass der
Bonus zwischen 6.00 Uhr und 22.00 Uhr
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Unsere Themen

EEG-Novelle: Die Zeit

wird knapp!

Die Novellierung des Gesetzes für den
Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG) ist
für den 01.08.08 geplant.  Noch ist nicht
absehbar, ob der Zeitplan tatsächlich ein-
gehalten werden kann. Vorgesehen sind
die folgenden Termine:

� 14.11.07
Anhörung der Verbände

� 05.12.07
Kabinettsentwurf

� 01.01.08
Bundesratsausschüsse besprechen 
den Kabinettsentwurf

� 15.02.08 
Stellungnahme des Bundesrats

� 21.02.08
Erste Lesung im Bundestag 

� 01.06.08
Zweite und dritte Lesung im 
Bundestag

� 01.08.08
Geplantes Inkrafttreten der EEG-
Novelle 
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und ein Malus in der Nachtzeit fällig wer-
den könnte. Der Bundesrat möchte das
Verhältnis zwischen Bonus und Malus so
wählen, dass bei kontinuierlicher Liefe-
rung keine Erhöhung oder Verminderung
der Vergütung stattfindet. Insoweit kann
mit Investitionen in die Anlage eine Opti-
mierung der Erlöse erzielt werden, wenn
die Einspeisung in Zeiten erhöhter Nach-
frage erfolgt. Die Regelung soll allein auf
Anlagen mit einer Leistung einschließlich
bis 500 kW begrenzt bleiben. Zwar ist
auch hier der Ansatz interessant, jedoch
werden wiederum die Interessen, die hin-
ter dem Vorschlag stehen, sehr deutlich.
Auch hier geht es darum, die Netzbetrei-
ber vor möglichen Aufwendungen zu
schützen.

3. PV auf Garage

In Bezug auf Photovoltaikanlagen regelt
das Gesetz, dass auch Parkplätze für
Kraftfahrzeuge (Stellplätze) durch eine
entsprechende Überdachung mit Photo-
voltaikmodulen als Anlagen an oder auf
Gebäuden gelten. Grund dieser Regelung
ist, dass die Inanspruchnahme neuer Frei-
flächen insoweit nicht erforderlich ist und
auf einer bereits genutzten Fläche Energie
gewonnen werden kann. Die Regelung ist
zu begrüßen.

4. Direktvermarktung

Der Bundesrat bittet zudem zu überprü-
fen, ob eine Direktvermarktung von Strom

aus erneuerbaren Energien auch über eine
neue Art der Vergütung gefördert werden
kann, die sich aus den Komponenten
Marktpreis und einer zusätzlichen Direkt-
vermarktungsprämie zusammensetzen
soll. Ziel ist es hier, die Marktfähigkeit der
erneuerbaren Energien zu fördern und vor
allem das Potential von Windstrom, Was-
serkraft und Biomasse durch die Direkt-
vermarktung zu erhöhen. Die Option einer
solchen Vergütung könnte den Investitio-
nen der erneuerbaren Energien einen
zusätzlichen Schub geben. Dabei soll das
Prämienmodell nur eine Option zur Fest-
vergütung sein, damit das Risiko der Inan-
spruchnahme minimiert wird. 

5. Teilweise erneuerbar

Der Bundesrat hat zudem vorgeschlagen,
dass Betreibern von Blockheizkraftwerken
die Möglichkeit offen stehen soll, sowohl
herkömmliches Biogas als auch konventio-
nelle Brennstoffe zu verbrennen. Auch ein
zeitweiliger Betrieb mit Erdgas ist bislang
ausgeschlossen. Um die Flexibilität der
Nutzung zu erhöhen, schlägt der Bundes-
rat vor, dass über ein Einsatzstofftagebuch
mit Angaben und Belegen über die Art und
Menge der angesetzten Gase ein Nachweis
geführt wird, wie viel Biomasse eingesetzt
wurde. 

Die EEG-Vergütung soll sich sodann nur auf
den Anteil der eingesetzten Biomasse
beschränken. Im Hinblick auf die Substrat-
knappheit ist dies ein grundsätzlich nach-

vollziehbares Anliegen. Jedoch zeigt sich
auch hier, dass die Interessen der typi-
schen Versorgungswirtschaft in den Vor-
schlägen starke Berücksichtigung fanden.

In den Vorschlägen des Bundesrates finden
sich interessante Ansätze. Wie jedoch
oben bereits erwähnt, bleibt abzuwarten,
wie sich die rechtliche und wirtschaftliche
Förderung der erneuerbaren Energien
zukünftig gestaltet. Die Einbrüche auch
und gerade im Bereich der Aufstellung
neuer Windenergieanlagen lassen es nicht
unwahrscheinlich werden, dass die Vergü-
tungssätze nach oben hin angepasst wer-
den. Dafür setzen sich zumindest die
betroffenen Verbände massiv ein. 
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Der Ast, auf dem man sitzt 
Verwaltungsgericht Oldenburg,
Urteil vom 21. Februar 2008 - 7 A
227/05 

Städtebauliche Verträge mit Gemeinden
enthalten oft Regelungen über den Sitz
der Betreibergesellschaft. Hintergrund
ist, dass sich die Gemeinde die aus dem
Projekt anfallende Gewerbesteuer
sichern will. In der von Blanke Meier
Evers erwirkten Entscheidung wollte eine
Gemeinde die Betreibergesellschaft eines
Windparks dazu verpflichten, ihren Sitz
im Gemeindegebiet zu nehmen. Das Ver-
waltungsgericht hat dazu festgestellt,
dass die Verpflichtung eines Vorhabenträ-
gers, seinen Betriebssitz im Bereich der
Gemeinde zu nehmen und zu belassen,
sowohl gegen das verwaltungsverfahrens-
rechtliche Kopplungsverbot als auch
gegen das Gebot der Zweckbindung aus 
§ 56 VwVfG verstößt. Der Zweck, ein
erhöhtes Gewerbesteueraufkommen zu
erzielen, findet keine Rechtfertigung in
den Regelungen über städtebauliche Ver-
träge. Zudem fließt die vermehrte
Gewerbesteuer nicht für einen bestimm-
ten Zweck, sondern in den allgemeinen
Finanzhaushalt der Gemeinde. Vereinba-

rungen über derartige Zahlungen sind
mangels konkreter Zweckbestimmung
unwirksam. 

Netzverknüpfungspunkt 
Bundesgerichtshof, Urteil vom 
28. November 2007 - VII ZR 306/04 

Der Bundesgerichtshof hat in dieser Ent-
scheidung festgestellt, dass es für die
Abgrenzung für die vom Anlagenbetreiber
zu tragenden Netzanschlusskosten und
für die Kosten des Netzausbaus darauf
ankommt, wo der technisch und wirt-
schaftlich günstigste Verknüpfungspunkt
liegt. Hierbei ist ein Kostenvergleich
anzustellen. Selbst wenn auf dem Grund-
stück bereits eine Niederspannungslei-
tung vorhanden ist, ist diese nicht
zwangsläufig die wirtschaftlich vorteil-
hafteste Art, die Anlage ans Netz anzubin-
den. Wenn eine Einspeisung auf der Mit-
telspannungsebene erfolgt, ist möglicher-
weise auch ein anderer Netzverknüp-
fungspunkt der gesetzlich vorgegebene.

Kosten der Dienstbarkeit 
Oberlandesgericht München,
Beschluss vom 8. Januar 2008 - 32 Wx
192/07 

Die Kosten für die Eintragung von
beschränkt persönlichen Dienstbarkeiten,

die letztlich separates Eigentum an Anla-
gen ermöglichen, bringen immer wieder
Probleme. Entsprechend der Rechtspre-
chung anderer Oberlandesgerichte hat
nun auch das OLG München festgestellt,
dass die Bemessung der Gebühren für die
Eintragung der Dienstbarkeit - hier eine
Photovoltaikdachanlage – nicht anhand
der Einspeisevergütung für die elektri-
sche Leistung, sondern anhand des hier-
für üblichen, mindestens jedoch des ver-
einbarten Pachtzinses zu bemessen ist.
Wird zugunsten der finanzierenden Bank
eine Vormerkungssicherung des An-
spruchs, einen neuen Begünstigten zu
benennen, eingetragen, ist es grundsätz-
lich nicht zu beanstanden, nur die Hälfte
des Wertes der möglichen neuen Dienst-
barkeit festzusetzen. 

Umweltverträglichkeit ohne Prü-
fung 
Bundesverwaltungsgericht, Beschluss
vom 21. Januar 2008 - 4 B 35/07 

Eine alte und auch immer wieder im
Nachbarstreitverfahren aufgeworfene
Frage ist, ob sich Nachbarn auf Fehler
oder das Unterlassen einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung berufen können.
Insoweit hat das Bundesverwaltungsge-
richt grundsätzlich festgestellt, dass das
bloße formelle Fehlen einer standortbe-
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Rechtsanwältin Britta Oberst

Gericht korrigiert Auslegung der
Biomasseprivilegierung

Die vereinfachte Zulassung von Biomasse-
anlagen im Außenbereich ist seit Mitte
2004 in § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB geregelt.
Die Auslegung dieses Zulassungstatbe-
stands ist umstritten. In der Privilegie-
rungsvorschrift findet sich insbesondere
die Wendung, dass eine Zulassung der Bio-
gasanlage nur dann erfolgen könne, wenn
diese „im Rahmen“ eines anderen privile-
gierten, insbesondere landwirtschaftli-
chen Betriebs errichtet und betrieben
wird. Die Verwaltungen der Bundesländer
folgern aus dieser Wendung insbesondere,
dass eine dauerhafte Verbindung zwischen
dem sog. Basisbetrieb und der Biogasanla-
ge bestehen muss. Teilweise wird sogar
eine Betreiberidentität gefordert; jeden-
falls soll der Landwirt bestimmenden Ein-
fluss auf den Betrieb der Biomasseanlage
haben. Das Verwaltungsgericht Mainz (Az:
6 L 113/05) hat sogar entschieden, dass
die Privilegierung der Biomasse im Außen-
bereich daran geknüpft sei, dass die Bio-
masseanlage einem landwirtschaftlichen
Betrieb untergeordnet ist. 

Das Oberverwaltungsgericht Rheinland-
Pfalz hat mit Urteil vom 21. November
2007 (Az: 1 A 10253/07) die Entscheidung
des Verwaltungsgerichts Mainz aufgehoben
und einige grundsätzliche Aussagen zu
relevanten Fragen bei Auslegung des Privi-

legierungstatbestands getroffen. Im ent-
schiedenen Fall war die Biomasseanlage
an einer Hofstelle errichtet, deren Inhaber
allein Energiepflanzen zur Beschickung der
Biomasseanlage anbaute. Die Benutzung
eines Wirtschaftsweges, der die Hofstelle
mit der geplanten Biogasanlage verband,
war durch ein Verkehrsschild auf Fahrzeu-
ge bis maximal 5,5 t beschränkt. Der Klä-
ger befuhr den Wirtschaftsweg jedoch
bereits zum Zeitpunkt der Genehmigungs-
antragstellung mit größeren Landmaschi-
nen.

Das Gericht befasst sich zunächst mit der
Frage, wann eine Biomasseanlage „im
Rahmen“ eines landwirtschaftlichen
Betriebs betrieben wird. Ausweislich der
gesetzgeberischen Intention solle mit der
Privilegierung die Möglichkeiten für die
Zulassung von Biomasseanlagen erweitert
werden, so dass nicht auf die Rechtspre-
chung zur so genannten mitgezogenen Pri-
vilegierung zurückgegriffen und eine die-
nende Unterordnung der Biomasseanlage
unter den landwirtschaftlichen Betrieb
nicht gefordert werden könne. Biogasfa-
briken könnten bereits durch die gesetzli-
che Beschränkung der maximalen elektri-
schen Leistung im Außenbereich nicht ent-
stehen. 

Es sei auch nicht erforderlich, dass der
Betreiber der Biogasanlage bereits bei
Antragstellung fest abgeschlossene Sub-
stratlieferverträge mit kooperierenden
nahen Betrieben vorlegt, um nachzuwei-

sen, dass mehr als die Hälfte der verwand-
ten Einsatzstoffe in der näheren Umge-
bung erzeugt werden. Es dürfe weder eine
konkrete Benennung jeder einzelnen Par-
zelle, die zur Produktion der Biomasse ein-
gesetzt werden soll, gefordert werden,
noch die Festlegung der darauf – dauerhaft
– zu ziehenden Früchte. Ausreichend sei,
wenn aufgrund einer Prognose anzuneh-
men ist, dass die verwendeten Substrate
während der voraussichtlichen Betriebs-
dauer in der näheren Umgebung der Anla-
ge erzeugt werden können. 

Abschließend enthält das Urteil noch Aus-
führungen zur ausreichenden Erschließung
einer Biogasanlage. Die Entwicklung der
Landwirtschaft habe die das zulässige
Gesamtgewicht beschränkenden Verkehrs-
schilder überholt, so dass die Eigentümer
der durch die Wege erschlossenen land-
wirtschaftlichen Grundstücke diese auch
mit größeren Maschinen nutzen können
müssen. Insoweit sei auch die Biogasanla-
ge mit entsprechenden Fahrzeugen
erreichbar und damit erschlossen. 

Die Entscheidung betrifft einige Kernfra-
gen der Privilegierung und ist insoweit von
grundsätzlicher Bedeutung. Die Revision
wird durchgeführt, so dass zu erwarten
ist, dass zu den streitgegenständlichen
Fragen bald ein Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts vorliegt, das über den kon-
kreten Einzelfall hinaus rechtsgrundsätzli-
che Aussagen zur Auslegung der Biomasse-
Privilegierung treffen wird. 
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zogenen Vorprüfung keinen Mangel dar-
stellt, wenn nicht dargelegt wird, dass
der Nachbar auch inhaltlich durch die Ent-
scheidung verletzt werden kann. Vorlie-
gend waren die Immissionen der Wind-
energieanlagen jedenfalls zulässig und für
den Nachbarn zumutbar. Auch europäi-
sches Recht fordert nicht, dass eine
unterlassene Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchgeführt werden muss, da Ver-
fahrensfragen der Zuständigkeit jedes
Mitgliedstaates unterliegen. Es ist nicht
zu bemängeln, wenn das deutsche Recht
die Nachholung einer förmlichen Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nur verlangt,
wenn die Möglichkeit besteht, dass ihr
Fehlen Einfluss auf die Genehmigungsent-
scheidung gehabt hat.

Optisch bedrängt? 
Oberverwaltungsgericht Münster,
Beschluss vom 20. Februar 2008 - 8 B
196/08 

Das Gericht hat das Vorhaben eines von
Blanke Meier Evers vertretenden Wind-
energieanlagenbetreibers für rechtmäßig
erachtet, obwohl sich Nachbarn durch die
Errichtung der Anlagen und deren Wirkung
betroffen fühlten. Das Gericht führt aus,
dass bei der Beurteilung optisch bedrän-
gender Wirkung durch Windenergieanla-
gen keine schematische Betrachtung

geboten sei, sondern immer die Umstände
des Einzelfalls berücksichtigt werden
müssen. Auch abstrakte Abstandsvorgaben
machen davon nicht frei. Das Gericht
berücksichtigte insoweit auch, dass die
genehmigte Windenergieanlage süd-/süd-
westlich des Grundstücks des Nachbarn
liegt und damit wegen der vorherrschen-
den Hauptwindrichtung zumindest nicht
überwiegend die volle Rotorfläche von
dessen Wohngebäude aus wahrzunehmen
ist. Zudem sind den Nachbarn Anpflanzun-
gen auf ihren Grundstücken zuzumuten
und möglich, die die Wirkungen der Wind-
energieanlagen mindern. 

Artenschutz 
Verwaltungsgericht Cottbus, Urteil
vom 13. Dezember 2007 - 3 K 1923/03 

Gerade bei der Errichtung von Windener-
gieanlagen spielen Belange des Arten-
schutzes keine geringe Rolle. Die Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichts hebt
sich von anderen Entscheidungen zu die-
ser Fragestellung äußerst positiv ab. Das
Gericht geht davon aus, dass Tötungs- und
Störungsverbote des Naturschutzrechts
erst dann eingreifen, wenn durch die
Errichtung der Windenergieanlagen eine
absichtliche Tötung geschützter Arten
angenommen werden kann und die Errich-
tung dennoch vorgenommen wird. Liegen

die Windenergieanlagen in einem
Abstand, der nicht als Tabubereich einzu-
schätzen ist, greifen regelmäßig arten-
schutzrechtliche Verbote nicht. Für den
Rotmilan ging das Gericht davon aus, dass
ein Tabubereich von 1.000 m, gerechnet
um den Nistbereich bzw. die Brutstätte,
von Windenergieanlagen freizuhalten sei.
Eine gesonderte Gefährdung außerhalb
dieses Tabubereichs ist grundsätzlich
nicht artenschutzrechtlich relevant. 

Einspeisemanagement 

Landgericht Halle, Urteil vom 
31. Januar 2008 - 12 O 64/07  

Das Gericht hat festgestellt, dass ein
Betreiber einer EEG-Anlage seine Anlage
nur dann mit einer Vorrichtung zur Ein-
speiseregulierung ausstatten muss, wenn
das Netz vollständig mit Strom aus erneu-
erbaren Energien ausgelastet ist. Solange
dies nicht der Fall ist, kann der Netzbe-
treiber nicht verlangen, dass die Anlage
am Netzsicherheitsmanagement teil-
nimmt. Die Entscheidung verwundert
nicht, sie gibt vielmehr die gesetzliche
Regelung wieder. Hintergrund ist, dass
viele Netzbetreiber präventiv in Einspei-
severträgen Regelungen zum Erzeugungs-
management aufnehmen, was unzulässig
ist. 
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Wir beraten Hersteller, Projektierungsun-
ternehmen, Initiatoren, Finanzierer, Kom-
munen und Betreiber von Projekten zur
Erzeugung erneuerbarer Energien in allen
rechtlichen Fragestellungen. 

Rechtsanwälte der Kanzlei Blanke Meier
Evers sind seit 1991 im Bereich der erneu-
erbaren Energien beratend tätig. Beson-
dere Expertise besteht unter anderem im
Gesellschafts- und Steuerrecht, der Ver-
tragsgestaltung, der Konzeption von
Beteiligungsgesellschaften, der Projektfi-

nanzierung sowie im gesamten Bau-, Pla-
nungs- und Einspeiserecht. Wir begleiten
darüber hinaus international tätige Unter-
nehmen bei Investitionen in Deutschland
und Europa.

Wir korrespondieren auch in Englisch,
Französisch, Spanisch, Italienisch, Schwe-
disch und Niederländisch. Bei Blanke
Meier Evers arbeiten zurzeit 26 Rechtsan-
wälte, von denen sich 13 schwerpunktmä-
ßig mit den Rechtsproblemen im Bereich
der erneuerbaren Energien befassen. 

Kompetente Partner für Erneuerbare Energien

Rechtsanwältin Nadine Holzapfel  

Am 18. Dezember 2007 trat nach einer
sehr kontrovers geführten Diskussion die
sog. „kleine Novelle“ des Bundesnatur-
schutzgesetzes in Kraft, mit der wesent-
liche Vorschriften des europarechtlich
vorgegebenen Gebiets- und Artenschut-
zes neu gefasst wurden. Insbesondere
das Artenschutzrecht bedurfte nach
einer Entscheidung des Europäischen
Gerichtshofs vom 10. Januar 2006, in der
Deutschland nach einem sechsjährigen
Vertragsverletzungsverfahren verurteilt
wurde, wichtige Vorschriften der Flora-
Fauna-Habitat-Richtlinie nicht richtig
umgesetzt zu haben, einer Neuregelung. 

Mit dieser sollte die bestehende Rechts-
unsicherheit für naturschutzrechtlich
relevante Vorhaben beseitigt und Richt-
linienkonformität hergestellt werden –
und das, obwohl die ministeriellen Vor-
bereitungen für eine umfassende Neu-
fassung des Bundesnaturschutzgesetzes
im künftigen Umweltgesetzbuch, dessen

Inkrafttreten für Ende 2009 geplant ist,
schon weit vorangeschritten sind. 

Obgleich es Ziel des Gesetzgebungspro-
jekts war, das Urteil des Europäischen
Gerichtshofs 1:1 umzusetzen, ist es dem
Gesetzgeber nicht gelungen, die beste-
henden Missstände zu beseitigen. Viel-
mehr wurden Regelungen geschaffen,
die teilweise zweifelhaft und teilweise
ersichtlich nicht richtlinienkonform sind. 

 Die Neuregelung hat daher letztlich
nicht zu der gewünschten Vereinfa-
chung, sondern zu einer weiteren Kom-
plizierung geführt, mit der weder den
betroffenen Vorhabenträgern noch dem
Artenschutz gedient ist. Für den  Rechts-
anwender stellen sich nach wie vor zahl-
reiche klärungsbedürftige Fragen. 

Es bleibt daher abzuwarten, welche
Lösungen hierfür in der „großen Novel-
le“, der Integration des Bundesnatur-
schutzgesetzes in das Umweltgesetz-
buch, angeboten werden. 
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Die „kleine“ Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes 

oder: Nach der Novelle ist vor der Novelle

� Dr. Gernot Blanke
Gesellschafts- und Steuerrecht, 
Private Equity, Projektfinanzie-
rungen

� Dr. Klaus Meier
Vertragsgestaltung, Projektfinanzie-
rungen

� Dr. Volker Besch
Gesellschaftsrecht, Produkthaftungs-
recht, Prospekthaftungsrecht

� Dr. Kirstin Grotheer-Walter
Gesellschafts- und Steuerrecht

� Rainer Heidorn
Gesellschafts- und Steuerrecht, 
Energierecht

� Dr. Andreas Hinsch
Öffentliches Baurecht, Immissions-
schutzrecht, Energierecht

� Britta Oberst
Gewährleistung, Vertragsgestal-
tung und Prozessführung

� Dr. Thomas Heine   ke, LL.M.
Vertragsgestaltung, Haftungs- und
Gewährleistungsrecht

� Lars Schlüter
Gesellschaftsrecht und Vertragsge-
staltung

� Jörg Spelshaus 
Vertragsgestaltung, Gesellschafts-
recht und Prozessführung

� Nadine Holzapfel
Öffentliches Baurecht, Umweltrecht

� Mirja Häfker
Gesellschaftsrecht, Recht der 
erneuerbaren Energien

� Dr. Silvia Fedra Pestke, LL.M.
Planungs- und Umweltrecht, Privates
Baurecht


